UMWELTFORUM HAMBURG
ANTRAG

Rekommunalisierung der Hamburger Energieversorgungsnetze
Die Kreisdelegiertenversammlung Eimsbüttel beschließt zur Weiterleitung an den Lan​des​vorstand nachfolgenden An​trag: 
Die SPD begrüßt die durch die Volksinitiative „Unser Hamburg - Unser Netz“ angestoßene öf​​fentliche Diskussion über eine Rekommunalisierung der Ham​burger Netze für Strom, Fernwärme und Gas. 

Vor dem Hintergrund unserer eigenen positiven Beschlusslage zur Re​kom​muna​lisierung der Hamburger Energieversorgung und gleichgerichteter Bestrebungen der Bremer und Berliner SPD für ihre Städte wird der Landesvorstand aufgefordert, eine Arbeitsgruppe mit dem Auftrag einzurichten, für die Bürgerschaftswahl 2012 eine aktualisierte Wahlaussage zu erarbeiten.

Begründung:

Seit ihrem Regierungsprogramm 2008-2012 hat sich die Hamburger SPD in ihren energiepolitischen Anträgen durchgängig für eine Rekommunalisierung der Hamburger Energieversorgung ausgesprochen, zuletzt auf ihrem Landesparteitag am 27. Februar 2010. In der von Wands​​bek eingebrachten und einstimmig beschlossenen Energie-Drucksache H1 heißt es unter dem Zwischentitel „Leistungsfähige Stadtwerke“: „Wir unterstützen ausdrücklich die Eigenständigkeit der Stadt- und Gemeindewerke und eine Rekommunalisierung der kommunalen Versorgungsnetze.“  Auch die Bremer und Berliner SPD machen sich für die Rekommu​​nalisierung der Energieversorgung in ihren Städten stark. Die Gewerkschaft ver.di sieht in ihr „große Gestaltungsmöglichkeiten im Sinne einer nachhaltigen Erfüllung der Aufgaben der Daseinsvorsorge“. Daseinsvorsorge dürfe „nicht der Gewinnmaximierung ausgeliefert wer​den“  heißt es im Positionspapier der Bundesfachgruppe Energie und Bergbau vom 3. Febru​ar 2010.
Die Gründung des Ökostrom-Händlers HamburgEnergie durch Schwarz-Grün und der Aufbau von stadteigenen Erzeugungsanlagen (Windkraft- und Solaranlagen) sind nur ein erster Schritt in die richtige Richtung. Er reicht für sich allein nicht aus, um den marktbeherrschenden Grund​versorgern E.ON und Vattenfall ernsthaft Konkurrenz zu machen und eine nachhaltige Energieversorgung zu organisieren. 
Der Weg in die klimaverträgliche Energiewende mit erneuerbaren Energien und zu verbraucherfreundlichen Preisen führt am schnellsten und wirkungsvollsten über Stadt​werke. München macht es vor. Erzeugungsanlagen und Netze sind als systemische Einheit zu betrachten. Die Verfügung über sie ist von strategischer Bedeutung für die künftige Energieversorgung. Je mehr Ökostrom produziert wird, umso mehr steht er in Netzkonkurrenz zu Atom- und Kohlestrom. Trotz gesetzlichem Einspeisevorrang werden immer wieder Windkraftanlagen abgeschaltet, weil Atom- und Kohlestrom die Netze „verstopfen“. Zwar werden die „Windmüller“ dafür von den Atom- und Kohlekonzernen entschädigt, aber die holen sich diese Entschädigung durch Umlagen von den Verbrauchern zurück. Die Netze müssen erstens aus- und zweitens zu intelligenten Netzstrukturen (smart grids) für die Kommunikation der dezentralen EEG-Anlagen untereinander und mit den Verbrauchsstellen (virtuelle Kraftwerke) umgebaut werden. Das liegt nicht im Gewinninteresse der Energiekonzerne. Sie setzen weiterhin auf Vorrang für ihre zentrale Großproduktion mit leicht zu verdienenden Milliarden. Deshalb ihr Drängen auf Laufzeitverlängerung der AKWs. Gleichzeitig wird dadurch ihre Marktmacht zu Lasten des Wettbewerbs zementiert. Wer klimafreundliche Versorgung mit erneuerbaren Ener​gien und mehr verbraucherfreundlichen Wettbewerb will, braucht neue  Netzstrukturen und muss dementsprechend über die vorhandenen Netze verfügen können.  
Die von der Stadt an die beiden Grundversorger erteilten Netzkonzessionen (Wegerechtsverträge) für die Strom-, Fernwärme- und Gasleitungen laufen 2014 aus bzw. sind zu diesem Datum vorzeitig künd​bar. 2012 muss entschieden werden, ob die Stadt mit Ablauf der Konzessionen selbst in den Netzbetrieb einsteigen und damit den nächsten Schritt zu einer städtischen Energieversorgung gehen will. Will sie das, sind die bisherigen Grundversorger verpflichtet, ihre Netze zum Kauf anzubieten. 
Mit E.ON hat sich die Stadt zwischenzeitlich auf einen gemeinsamen Gutachter zur Bewertung des Gasnetzes geeinigt. Vattenfall erkennt die Endschaftsregelung in seinem Konzessionsvertrag nicht an und weigert sich, seine Betriebsdaten als Grund​lage für eine gutachtliche Netzbewertung herauszugeben. Vermutlich wird die Stadt die Datenheraus​gabe vor Gericht einklagen müssen, hat dazu aber bisher keine Anstalten gemacht.
Des ungeachtet lässt sich für die Übernahme des Strom- und Fernwärmenetzes eine grobe Kostenvorstellung aus dem seinerzeitigen HEW-Verkaufserlös ableiten. Er erbrachte insgesamt 2,4 Mrd. Euro. Im Verkauf enthalten waren damals neben den Übertragungs- und Verteilnetzen die Erzeugungs- und Betriebsanlagen, Immobilien und Grundstücke sowie der Kundenstamm. Wie hoch dabei das Verteilnetz bewertet wurde, ist nicht bekannt. Sein Wert dürfte aber nur einen Bruchteil des Gesamterlöses ausgemacht haben und eher im mittleren bis unteren dreistelligen Millionenbereich liegen. Ohnehin ist der Übernahmepreis heute nie​driger als damals anzusetzen, weil mit dem Netzbetrieb keine „unbegrenzten“ Erträge mehr erzielbar sind. Seit 2008 ist die garantierte Eigenkapitalrendite durch die Bundesnetzagentur auf gut neun Prozent begrenzt worden. Sie ist dennoch attraktiv genug, um die Großkonzerne zu verbissenen Abwehrschlachten bei kommunalen Netzübernahmen zu veranlassen. 
Netzübernehmer könnte eine neu zu gründende städtische Gesellschaft als weitere Energie-Tochter von HamburgWasser sein. Möglich wäre auch ein Engagement der stadteigenen HGV - Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement. Sie ist Konzernholding für die meisten öffentlichen Unternehmen und Eigentümerin eines umfangrei​chen Immobilienportfolios. Sie hat neben Verwaltungs- auch Steuerungs- und Gestaltungs​aufgaben. Sie war u. a. am milliardenschweren Rettungspaket für Beiersdorff und Hapag Lloyd beteiligt, um den Industriestandort Hamburg und gefährdete Arbeitsplätze zu sichern. Ähnlich könnte auch bei einer Netzübernahme verfahren werden, wobei das Netz von Beginn der Übernahme an für den Übernehmer Geld verdient.
Unsere Wahlaussage zur Rekommunalisierung im Regierungsprogramm 2008-2012 hatte seinerzeit Zustimmung insbesondere von Vattenfall - Beschäftigten gefunden, die von Ar​beits​platz- und Verdienstabbau bedroht sind. Von E.ON - Betriebsräten wurde dagegen Sorge mit Blick auf Arbeitsplatzabbau und Veränderungen im bisherigen Beschäftigungsverhältnis geäußert. Die Sorgen sind nicht begründet. Auch ein Stadtwerk braucht gut ausgebildetes und erfahrenes Fachpersonal. Die Aufgaben ändern sich nicht dadurch, dass der Eigentümer wechselt. Der Aus- und Umbau des Verteilnetzes zu intelligenten Netzstrukturen wird im Gegenteil zusätzliche Arbeitsplätze schaffen. Dass die sozialen Konditionen bei einer Rekommunalisierung stimmen, dafür haben die Betriebsräte und Gewerkschaften selbst zu sorgen. Insgesamt ist die Branche der erneuerbaren Energien eine der am schnellsten wachsenden Zukunftsbranchen. Innerhalb weniger Jahre wurden mehrere hunderttausend neuer hochwertiger und vor allem zukunftssicherer Arbeitsplätze geschaffen. 
